
Im kommenden Jahr stehen gleich mehrere
Abstimmungen an,welche die Schweiz und ih-
ren politischen Betrieb über Jahre hinweg ver-
ändern könnten. Die Bevölkerungmuss unter
anderem über das Schicksal der SRG (Halbie-
rungsinitiative), ein neues Steuersystem (Indi-
vidualbesteuerung), dieAtom-Frage (Blackout-
Initiative) sowie über die Rolle der Schweiz in
derWelt (Neutralitätsinitiative) befinden. Kei-
ne Abstimmung wird das Land im kommen-
den Jahr aber so elektrisieren wie die 10-Mil-
lionen-Schweiz-Initiative der SVP.

Initiativtext verstösst gegenmehrere
internationale Abkommen
Die Initiative fordert, dass der Bundesrat und
das Parlament bei 9,5 MillionenMenschen im
Land Massnahmen zur Begrenzung der Zu-
wanderung ergreifen müssen. Gemäss Initi-
ativtext müsste der Bund unter anderem den
Familiennachzug ins Land eindämmen –was
gegenmehrere internationaleAbkommen zwi-
schen der Schweiz und demAusland verstos-
sen würde. Steigt die Bevölkerungszahl trotz
dieser Massnahmen auf über 10 Millionen
Menschen an,müsste derBundesrat – nach ei-
nerWartefrist von zwei Jahren – das Abkom-
men über die Personenfreizügigkeit mit der
EU automatisch kündigen.

Nun liegt eine Umfrage von Leewas imAuf-
trag von Tamedia und «20 Minuten» vor, die
zeigt, dass es bei der Abstimmung zu einem
Kopf-an-Kopf-Rennen kommenwird. Derzeit
sprechen sich 48 Prozent der 10’917 Befragten
für eineAnnahme der Initiative aus, 41 Prozent
sind dagegen. Die Zahl der Unentschlossenen
ist mit 11 Prozent noch relativ hoch.

Die Umfrage zeigt, dass die Wählerschaft
der SVP praktisch geschlossen hinter der In-
itiative steht. Klar gegen die Initiative ist die
Wählerschaft von SP, Grünen und der GLP.
Aber: Bei den Anhängerinnen und Anhänger
von FDP und Mitte spricht sich aktuell rund
die Hälfte für das SVP-Anliegen aus.

Auffällig ist auch, dass die Zustimmung je
nach Bildungsabschluss derBefragten variiert.
Personenmit einemUni- oder Fachhochschul-
abschluss sagenmit einer Zweidrittelmehrheit
Nein zur Initiative. Personenmit einer Berufs-
lehre oder einemHandelsdiplom sprechen sich
hingegen mehrheitlich dafür aus.

Eher gering sind die Unterschiede bei den
Siedlungstypen. Befragte Personen aus der
Stadt stehen der Initiative zwar tendenziell
etwas kritischer gegenüber. Allerdings sind
die Werte vergleichbar mit jenen aus der Ag-
glo und dem Land. Dort spricht sich mit je
51 Prozent momentan nur eine minimale
Mehrheit für die Initiative aus.

Chancen für Gegenvorschlag
stehen schlecht
Derzeit deutet vieles darauf hin, dass die Be-
völkerung bereits im kommenden Juni über
die SVP-Initiative abstimmenwird.An diesem
Zeitplan kann sichwährend derWintersession
allerdings noch etwas ändern.

In derHerbstsession lehnte derNationalrat
die 10-Millionen-Schweiz-Initiative ohne Ge-
genvorschlag ab. Am 15. Dezember ist sie nun
auch noch im Ständerat traktandiert. Daswird
für das Parlament die letzte Gelegenheit sein,
um der Initiative noch einen Gegenvorschlag
gegenüberzustellen.

Darauf pocht vor allemdieMitte.Auchwenn
die Partei in der kleinen Kammer stark vertre-
ten ist, gehen diemeisten Parlamentarierinnen
und Parlamentarier in Bundesbern derzeit da-
von aus, dass es nicht für eineMehrheit reichen
wird.Ammeisten Chancenwerden einemVor-
schlag von Ständerat Daniel Fässler (Mitte) zu-
gerechnet.Dieserwill, dass die Bevölkerung bei
einemÜberschreiten der 10-Millionen-Grenze
noch einmal verbindlich gefragt werden soll,
ob sie das Personenfreizügigkeitsabkommen
mit der EU tatsächlich kündigen will.

In Bundesbern gehen viele davon aus, dass
eine Annahme der Initiative mit hoherWahr-
scheinlichkeit zu einem Zerwürfnis mit der
EU führenwürde.Das Personenfreizügigkeits
abkommen ist ein Kernelement der bilateralen
Verträge. Wenn das Abkommen einseitig ge-
kündigtwird, fallen auch alle anderenVerträ-
ge weg. Auch das neue Vertragspaket mit der
EU würde bei einer Annahme der 10-Millio-
nen-Schweiz-Initiativewohl hinfälligwerden.

Quentin Schlapbach

KnappeMehrheit spricht sich für
10-Millionen-Schweiz-Initiative aus

Exklusive Umfrage Mehr als acht von zehn SVP-Wählern sind für die Vorlage,
jene von SP, Grünen und GLP ebenso klar dagegen.

Entscheiden werden die Abstimmung die Anhänger von FDP undMitte.
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Obligatorische Schule

Berufslehre, Handelsdiplom

Diplommittelschule, Gymnasium, Fach- oder Berufsmatur, Lehrerseminar

Höhere Fach- oder Berufsausbildung, höhere Fachschule

Uni/Fachhochschule

53 6 6 11 24

42 12 13 14 19

29 12 12 13 34

34 13 13 13 27

18 10 12 14 46

Männer

Frauen

38 12 8 14 28

35 10 14 13 28

SVP
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Mitte
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GLP

SP

77 11 6

28 18 16 20 18

24 18 15 18 25

16 9 18 54

12 7 17 24 40

11 6 10 14 59

Stadt

Agglo

Land

30 9 12 12 37

40 11 10 12 27

39 12 11 15 23

Quelle: 20 Minuten/Tamedia-Umfrage in Zusammenarbeit mit dem Institut Leewas,
Umfragetage: 27.–30. November 2025

Nach Geschlecht

Max. Stichprobenfehlerbereich der Untergruppe: ±5 Prozentpunkte

Nach Alter

Max. Stichprobenfehlerbereich der Untergruppe: ±10 Prozentpunkte

Nach Siedlungstyp

Max. Stichprobenfehlerbereich der Untergruppe: ±6 Prozentpunkte

Nach Bildungsniveau

Max. Stichprobenfehlerbereich der Untergruppe: ±16 Prozentpunkte

Nach Parteianhängerschaft

Max. Stichprobenfehlerbereich der Untergruppe: ±10 Prozentpunkte

Max. Stichproben-
fehlerbereich
der Untergruppe:
±3 Prozentpunkte

Das Ja-Lager ist derzeit im Vorteil

Werden Sie für die 10-Millionen-Schweiz-Initiative der SVP stimmen?
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